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Nr. 62 Dekret zur Änderung der Dienstvertragsordnung des Bistums 

Görlitz 

 

- Beschluss der Regional-KODA Nord-Ost vom 28. März 2019 - 
 

In ihrer Sitzung am 28. März 2019 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost folgendes 

beschlossen: 

Änderung des § 39 Absatz 6 DVO 

 

§ 39 Absatz 6 DVO wird mit Wirkung ab dem 1.4.2019 wie folgt gefasst: 

 

„(6) In der vorstehenden Fassung findet diese Ordnung ab dem 1. April 2019 Anwendung.“ 
 

Der vorgenannte Beschluss wird hiermit für das Bistum Görlitz in Kraft gesetzt. 
 

Görlitz, den 21. Juni 2019 

Az. 317/2019     
 

L.S.  gez. + Wolfgang Ipolt 

 Bischof   gez. Joachim Baensch 

Kanzler 
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Nr. 63 Dekret zur Änderung der Besoldungs- und Versorgungs-

ordnung für Priester im Bistum Görlitz vom 10. Januar 2003 

 

Mit Wirkung vom 1. Juli 2019 wird die Anlage 1 zur Besoldungs- und Versorgungsordnung 

wie folgt neu gefasst: 

Anlage 1 zur Besoldungs- und Versorgungsordnung 

(1) Grundgehalt gemäß § 4 
 monatlich in EUR 
 
Dienst- 
alters-    Weihe- 
stufe      alter           (A 10)        (A 11)         (A 12)         (A 13)         (A 14)        (A 15)         (A 16) 
 

1 1 – 2 1.719,00 1.987,00 2.006,00 2.399,00 2.536,00 2.679,00 2.973,00 

2 3 – 4 1.799,00 2.074,00 2.099,00 2.502,00 2.656,00 2.825,00 3.144,00 

3 5 – 6 1.880,00 2.161,00 2.191,00 2.606,00 2.777,00 2.971,00 3.315,00 

4 7 – 8 1.960,00 2.248,00 2.284,00 2.709,00 2.897,00 3.117,00 3.486,00 

5 9 – 10 2.041,00 2.336,00 2.377,00 2.812,00 3.018,00 3.262,00 3.658,00 

6 11 – 12 2.121,00 2.423,00 2.470,00 2.916,00 3.138,00 3.408,00 3.829,00 

7 13 – 14 2.201,00 2.510,00 2.563,00 3.019,00 3.259,00 3.554,00 4.000,00 

8 15 – 16 2.282,00 2.598,00 2.656,00 3.122,00 3.380,00 3.700,00 4.171,00 

9 17 – 18 2.362,00 2.685,00 2.749,00 3.226,00 3.500,00 3.846,00 4.342,00 

10 19 – 20 2.443,00 2.772,00 2.842,00 3.329,00 3.621,00 3.992,00 4.513,00 

11 21 – 22 2.523,00 2.859,00 2.935,00 3.432,00 3.741,00 4.138,00 4.684,00 

12 23 – 24 2.603,00 2.947,00 3.028,00 3.536,00 3.862,00 4.283,00 4.855,00 

13 25 – 26 2.684,00 3.034,00 3.121,00 3.639,00 3.982,00 4.429,00 5.026,00 

14 27 – 28  3.121,00 3.214,00 3.742,00 4.103,00 4.575,00 5.197,00 

15 29 - 30      4.721,00 5.369,00 
 

 

 

Görlitz, 21. Juni 2019 
Az. 422/2019 
 

L.S.    gez. +Wolfgang Ipolt 

Bischof   gez. Joachim Baensch 

Kanzler 

 

 

Nr. 64 Beschluss 1/2019 der Regional-KODA Nord-Ost vom 28. März 

2019 (nachrichtlich) 

 

In der Sitzung am 28. März 2019 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost folgendes 

beschlossen: 

Änderung der DVO Anlage 8.3 

1. 

§ 2 Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst: 
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Der im Land Berlin gemäß § 2 a der Verordnung über die Arbeitszeit der Beamten (AZVO) 

gewährte freie Tag, der auf den Tag nach Christi Himmelfahrt festgelegt wurde, ist auch für 

die Lehrkräfte in Berlin unterrichtsfrei. 

Der im Land Berlin grundsätzlich flexibel gewährte (zweite) freie Tag wird für alle Lehrkräfte 

auf den letzten Mittwoch vor dem Ende der Sommerferien gelegt. Für diesen Präsenztag 

entfällt damit die Anwesenheitspflicht für alle Lehrkräfte.  

2.  

§ 3 Absatz 1 wird wie folgt korrigiert: (Korrektur des Beschlusses 1/2018):  

Lehrkräfte, sonstiges pädagogisches Personal und pädagogisches Personal in 

Kindertagesstätten im Erzbistum Berlin sind in diejenige Entgeltgruppe der DVO 

eingruppiert, in die entsprechendes Personal im jeweiligen Bundesland an staatlichen 

Schulen eingruppiert ist.1 Dazu kommt die Entgeltordnung der Lehrkräfte der Länder (Anlage 

zum TV EntgeltO-L) in der jeweils geltenden Fassung zur Anwendung.  

Es gelten die Entgelttabellen des jeweiligen Bundeslandes. Werden die Tabellenwerte 

verändert, gelten ab dem Zeitpunkt der Veränderung die neuen Werte, ohne dass es eines 

gesonderten KODA-Beschlusses bedarf. Die Garantiebeträge nach § 17 Absatz 4 DVO 

nehmen im gleichen Umfang an den Veränderungen teil. 

Ferner erhalten die Lehrkräfte, das sonstige pädagogische Personal und das pädagogische 

Personal in Kindertagesstätten im Erzbistum Berlin die im jeweiligen Bundesland tariflich 

vereinbarte Jahressonderzahlung und tariflich vereinbarte Einmalzahlungen. 

1Analog der im Land Berlin gewährten Stufenzulage für voll examinierte Lehrkräfte gilt diese ab 

1. Juli 2019 in der Höhe und für die Dauer der entsprechenden Senatsregelung inhaltsgleich auch für 

Berliner Lehrkräfte im Erzbistum Berlin. 

3.  

§ 3 Absatz 5 Satz 3 wird gestrichen.  

4. 

Nach § 3 Absatz 6 wird folgender Absatz eingefügt: 

   (6a)  § 18 DVO findet mit der Maßgabe Anwendung, dass im März 2019 für das 

Kalenderjahr 2018 das für das Leistungsentgelt zur Verfügung stehende Gesamtvolumen 

letztmals 2,00 vom Hundert der Jahressumme der ständigen Monatsentgelte aller unter den 

Geltungsbereich der DVO fallenden Mitarbeiter des jeweiligen Dienstgebers beträgt. Für die 

Zeit vom 1. Januar 2019 bis zum 30. Juni 2019 beträgt das für das Leistungsentgelt zur 

Verfügung stehende Gesamtvolumen 2,00 vom Hundert der zeitanteiligen Jahressumme der 

ständigen Monatsentgelte der Mitarbeiter, das im März 2020 ausgezahlt wird. Für die Zeit ab 

dem 1. Juli 2019 findet § 18 DVO keine Anwendung.  

 

gez. Christiane Krost 
Vorsitzende der VII. Regional-KODA Nord-Ost 
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Nr. 65 Satzung des Verbandes der Diözesen Deutschlands1 i.d.F. des 

Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen 

Deutschlands vom 29. April 2019 

Präambel 

 

Die (Erz-)Diözesen der Kirche in Deutschland schließen sich zu einem Verband in der 

Rechtsform einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft zusammen. Er soll die Arbeit der 

Deutschen Bischofskonferenz rechtlich und ökonomisch unterstützen. Zudem soll er die 

Zusammenarbeit der (Erz-)Diözesen in wirtschaftlichen, rechtlichen, administrativen und 

technischen Fragen vertiefen, die aktive Mitwirkung der Kirche in der Gesellschaft fördern, 

Aufgaben bearbeiten, die sich der gesamten Kirche in Deutschland stellen und die Arbeit der 

Deutschen Bischofskonferenz enger mit den ökonomischen und rechtlichen 

Rahmenbedingungen abstimmen. Zur Sicherung der gegenseitigen Solidarität, zur Stärkung 

der Einheit und zur Förderung des Gesamtwohls der Kirche erlassen die (Erz-)Bischöfe 

folgende Verbandssatzung:  

 

§ 1 

Errichtung, Name, Mitgliedschaft 

 

(1) Die Erzdiözesen Bamberg, Freiburg, Köln, München und Freising sowie Paderborn und 

die Diözesen Aachen, Augsburg, Eichstätt, Essen, Fulda, Hildesheim, Limburg, Mainz, 

Münster, Osnabrück, Passau, Regensburg, Rottenburg, Speyer, Trier sowie Würzburg 

haben sich durch Vertrag vom 04. März 1968 zu dem „Verband der Diözesen 

Deutschlands“ (nachfolgend Verband) zusammengeschlossen. Mit Wirkung zum 01. 

Januar 1991 sind dem Verband die Bistümer Berlin und Dresden-Meißen, die 

Apostolische Administratur Görlitz und die Bischöflichen Ämter Erfurt-Meiningen, 

Magdeburg und Schwerin beigetreten. Seit der darauffolgenden Neuordnung der 

Bistümer besteht der Verband aus den Erzdiözesen Bamberg, Berlin, Freiburg, 

Hamburg, Köln, München und Freising sowie Paderborn und den Diözesen Aachen, 

Augsburg, Dresden-Meißen, Eichstätt, Erfurt, Essen, Fulda, Görlitz, Hildesheim, 

Limburg, Magdeburg, Mainz, Münster, Osnabrück, Passau, Regensburg, Rottenburg-

Stuttgart, Speyer, Trier und Würzburg. 

 

(2) Sitz des Verbandes ist Bonn. 

 

§ 2 

Rechtsstellung, Anwendung der Grundordnung 

 

(1) Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

                                                 
1 Zugunsten der besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit des Regelwerks wurde auf eine  

  geschlechtergerechte Formulierung verzichtet. Sämtliche Ausdrücke, die männlich formuliert sind,  
  gelten sinngemäß für alle Geschlechter. 
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(2) Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

findet in ihrer jeweils geltenden, im Amtsblatt der (Erz-)Diözese des jeweiligen 

Vorsitzenden der Vollversammlung des Verbandes (nachfolgend Vollversammlung) 

veröffentlichten Fassung Anwendung. 

 

§ 3 

Verbandszweck 

 

(1) Der Verband hat die Aufgabe, im Auftrag der Deutschen Bischofskonferenz die 

rechtlichen, wirtschaftlichen, administrativen sowie technischen Belange der in ihm 

zusammengeschlossenen (Erz-)Diözesen zu wahren und zu fördern. Er übernimmt für 

die Deutsche Bischofskonferenz die Funktion des Rechts- und Anstellungsträgers, 

repräsentiert die in ihm zusammengeschlossenen (Erz-)Diözesen im Rahmen seiner 

Zuständigkeit nach außen und berät die Verbandsmitglieder in Fragen, die für die 

Kirche in Deutschland im Rahmen der Aufgaben des Verbandes von strategischer 

Bedeutung sind. Der Verband nimmt ferner die ihm durch die Vollversammlung 

ausdrücklich zugewiesenen Aufgaben wahr. 

 

(2) Der Verbandszweck wird insbesondere durch folgende Aufgaben verwirklicht: 

 

a) Wahrnehmung der Belange der Verbandsmitglieder gegenüber öffentlichen und 

privaten Stellen auf nationaler und internationaler Ebene, 

b) Beobachtung der für die Kirche in Deutschland relevanten Rechtsentwicklungen, 

c) Beratung der Organe und der Verbandsmitglieder in rechtlichen, wirtschaftlichen, 

administrativen und technischen Angelegenheiten, 

d) Koordination und Ausgleich innerkirchlicher Interessen, 

e) Bereitstellung von rechtlichen, wirtschaftlichen, administrativen und technischen 

Dienstleistungen für seine Mitglieder durch Bündelung von Ressourcen, 

f) Aufstellung und Abwicklung des Haushalts des Verbandes, 

g) Vorbereitung und Durchführung des interdiözesanen Kirchenlohnsteuer-

verrechnungsverfahrens (Clearing-Verfahren), 

h) Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen der Solidarität zwischen den 

(Erz-Diözesen), 

i) Erwerb und Verwaltung von Beteiligungen, 

j) Aufsicht über die Kirchliche Zusatzversorgungskasse des Verbandes (nachfolgend 

KZVK) gemäß deren Satzung und nach näherer Maßgabe von § 15 dieser Satzung, 

k) Organisation der Geschäftsstelle der Zentral-KODA, 

l) Organisation der Geschäftsstelle der kirchlichen Gerichte auf inter-diözesaner 

Ebene und/oder auf der Ebene der Bischofskonferenz, etwa im Bereich des 

Arbeits- und Datenschutzrechts,  

m) Erstellung von Gutachten und Statistiken sowie die Beauftragung und 

Auswertung von Untersuchungen und Umfragen.  
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§ 4 

Organe 

 

Die Organe des Verbandes sind 

 

a) die Vollversammlung, 

b) der Verbandsrat, 

c) der Geschäftsführer. 

 

§ 5 

Zusammensetzung der Vollversammlung 

 

(1) Der Vollversammlung gehören mit Stimmrecht die Diözesanbischöfe oder die 

Koadjutoren bzw. die Diözesanadministratoren an, wobei sich die Genannten durch 

schriftlich Bevollmächtigte vertreten lassen können. Die Vertretung eines Mitglieds der 

Vollversammlung durch ein anderes Mitglied der Vollversammlung ist unzulässig. 

 

(2) Jedes Mitglied kann einen Berater zuziehen. Vorsitzender der Vollversammlung ist der 

Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz. Bei Verhinderung des Vorsitzenden 

leitet der stellvertretende Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz die 

Vollversammlung. 

 

(3) Der Geschäftsführer des Verbandes und der Leiter der Geschäftsstelle nehmen mit 

beratender Stimme an der Sitzung der Vollversammlung teil.  

 

§ 6 

Aufgaben der Vollversammlung 

 

(1) Die Vollversammlung ist das oberste Organ des Verbandes. Sie ist für alle  

Angelegenheiten zuständig, die nicht nach dieser Satzung anderen Organen des 

Verbandes übertragen sind, insbesondere für die 

 

a) Entscheidungen in strategischen Fragen,   

b) Beschlüsse über den Haushalt, 

c) Festsetzung der Verbandsumlage, 

d) Aufsicht über den Verbandsrat, 

e) Berufungen in den Verbandsrat, 

f) Entlastung des Verbandsrates, 

g) Aufsicht über den Geschäftsführer, 

h) Berufung des Geschäftsführers, 

i) Entlastung des Geschäftsführers. 

 

(2) Die Vollversammlung entscheidet mit Einstimmigkeit ihrer Mitglieder 

 

a) bei Änderungen der Satzung des Verbandes,  
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b) bei Änderung der Ordnung über die Grundsätze zur Arbeitsweise der 

Kommissionen und Unterkommissionen, der Geschäftsordnung, der Haushalts-, 

Kassen- und Rechnungsordnung sowie der Revisionsordnung, 

c) bei Auflösung des Verbandes, 

d) bei Übernahme neuer Aufgaben, 

e) bei Gewährleistung von Verpflichtungen aus Anstellungsverträgen, 

f) bei Erwerb, Belastung und Veräußerung von Grundstücken und 

grundstücksgleichen Rechten, 

g) bei dem Erwerb oder der Veräußerung von unmittelbaren Beteiligungen an 

juristischen Personen, 

h) bei Gewährung außerplanmäßiger Zuschüsse in einer Höhe von über 500.000 €, 

i) bei Aufnahme von Anleihen und Darlehen, 

j) bei Festsetzung der Verbandsumlage, 

k) bei Verabschiedung des Haushaltsplanes und Feststellung des Jahresabschlusses, 

l) bei Festlegung des Verteilungsschlüssels für die Verbandsumlage auf die 

einzelnen (Erz-)Diözesen,  

m) bei Festlegung von Kostenumlagen, 

n) bei einer unterjährigen Ausweitung des Soll-Stellenplans,  

o) über das Kirchenlohnsteuerverrechnungsverfahren (Clearing-Verfahren).  

 

(3) Die Vollversammlung entscheidet mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der  

Mitglieder 

 

a) bei Beschlussfassungen über kirchliche Rahmen- bzw. Musterordnungen, 

b) bei der Ausweitung bestehender Aufgaben, 

c) bei Fragen der KZVK gemäß deren Satzung und nach näherer Maßgabe von § 15 

dieser Satzung,  

d) bei Anstellung von Mitarbeitern in leitender Stellung im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 

bis 4 Rahmen-MAVO, 

e) bei der Entlastung des Geschäftsführers,  

f) bei der Errichtung oder Schließung von juristischen Personen, 

g) bei der Errichtung oder Schließung rechtlich unselbständiger Dienststellen oder 

sonstiger Einrichtungen des Verbandes, 

h) bei der Wahl der Mitglieder des Verbandsrates,  

i)  in allen anderen Fällen, die nicht von Absatz 2 erfasst sind. 

 

(4) Bei Beschlüssen der Vollversammlung über die Aufsicht und die Entlastung des 

Verbandsrates  (vgl. Abs. 1 d und f), dürfen die Mitglieder der Vollversammlung, die 

gleichzeitig dem Verbandsrat angehören, bzgl. dieses Beratungsgegenstandes nicht an 

den Beratungen und der Beschlussfassung der Vollversammlung teilnehmen.  
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§ 7 

Sitzungen der Vollversammlung 

 

(1) Sitzungen der Vollversammlung finden mindestens zweimal im Kalenderjahr statt. Die 

Vollversammlung ist außerdem vom Vorsitzenden einzuberufen, wenn mindestens ein 

Drittel der Mitglieder die Einberufung in Textform unter Angabe von Gründen beim 

Vorsitzenden beantragt. Bei Vorliegen dringender Gründe kann der Vorsitzende weitere 

Sitzungen der Vollversammlung einberufen.  

 

(2) Die Vollversammlung wird vom Vorsitzenden einberufen. Die Einladung, in der Ort 

und Zeit der Sitzung mitgeteilt werden, muss den Mitgliedern spätestens vier Wochen 

vor dem Tag der Versammlung zugehen. Die Tagesordnung, die vom Vorsitzenden im 

Benehmen mit dem Vorsitzenden des Verbandsrates aufgestellt wird, sowie 

entsprechende Entscheidungsvorlagen sind den Mitgliedern in der Regel zwei Wochen 

vor Tagungsbeginn zu übersenden. In dringenden Fällen muss die Einladung mit 

Tagesordnung oder eine Ergänzung der schon übersandten Tagesordnung mindestens 

eine Woche vor Sitzungsbeginn versandt sein. Über das Vorliegen eines dringenden 

Falles entscheidet der Vorsitzende der Vollversammlung. Über Tagesordnungspunkte, 

die den Mitgliedern des Verbandes nicht mindestens eine Woche vor Sitzungsbeginn 

zugegangen waren, kann die Vollversammlung nur dann Beschluss fassen, wenn kein 

Mitglied widerspricht. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung 

und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. 

 

(3) Der Vorsitzende der Vollversammlung leitet die Versammlung; sie ist nicht  

öffentlich. Er kann Gäste einladen. Bei Verhinderung des Vorsitzenden übernimmt der 

stellvertretende Vorsitzende dessen Aufgaben. Die Mitglieder der Vollversammlung 

sowie die geladenen Gäste sind verpflichtet, über alle behandelten Themen 

Verschwiegenheit zu wahren. 

 

(4) Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Gesamtzahl der 

Mitglieder des Verbandes vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist eine neue 

Vollversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen, die binnen zwei 

Wochen nach Versenden der Einladung stattfindet und in jedem Fall beschlussfähig ist.  

 

(5) Die Vollversammlung fasst Beschlüsse entweder einstimmig oder mit einer Mehrheit 

von mindestens zwei Drittel der Gesamtzahl seiner Mitglieder. Bei Entscheidungen der 

Vollversammlung, die nach § 6 Abs. 2 Einstimmigkeit verlangen, gelten 

Stimmenthaltungen als Ablehnung. Zudem ist in diesen Fällen von 

Verbandsmitgliedern, die nicht vertreten sind, eine schriftliche Zustimmung 

einzuholen. Eine schriftliche Beschlussfassung, bei der im Falle der Nichtäußerung 

Zustimmung angenommen wird, ist nicht möglich. 

 

(6) Die Art der Abstimmung und der Wahl bestimmt der Vorsitzende. Abstimmung und 

Wahl müssen jedoch schriftlich durchgeführt werden, wenn ein anwesendes 

stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt.  
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(7) Schriftführer der Vollversammlung ist der Geschäftsführer des Verbandes, der über den 

wesentlichen Inhalt der Sitzung eine Niederschrift fertigt. Sie muss insbesondere Tag, 

Ort, Beginn und Ende der Sitzung, die Namen des Vorsitzenden und der anwesenden 

Mitglieder der Vollversammlung bzw. des anwesenden Bevollmächtigten enthalten. Sie 

muss insbesondere die Beschlüsse und Abstimmungsergebnisse dokumentieren. Die 

Niederschrift wird vom Vorsitzenden und vom Geschäftsführer des Verbandes 

unterzeichnet und unverzüglich den Mitgliedern der Vollversammlung und allen 

Generalvikaren in Textform zugeleitet. Etwaige Einwendungen sind innerhalb einer Frist 

von zwei Wochen nach Versand der Niederschrift in Textform geltend zu machen. 

 

(8) Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind bei Gegenständen dringlicher Art 

möglich. 

 

(9) Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

 

§ 8 

Zusammensetzung des Verbandsrates 

 

(1) Der Verbandsrat besteht aus 18 stimmberechtigten und zwei Mitgliedern mit 

beratender Stimme. 

 

(2) Dem Verbandsrat gehören als Mitglieder mit Stimmrecht an 

 

a) der Vorsitzende der Vollversammlung als geborenes Mitglied, 

b) sechs weitere Diözesanbischöfe, 

c) sechs Generalvikare,  

d) drei Finanzdirektoren bzw. Hauptabteilungsleiter im Bereich Finanzen  

sowie 

e) zwei Personen auf Vorschlag des Zentralkomitees der deutschen Katholiken. 

 

(3) Dem Verbandsrat gehören als Mitglieder mit beratender Stimme an 

 

a) der Geschäftsführer des Verbandes und 

b) der Leiter der Geschäftsstelle des Verbandes. 

 

(4) Die stimmberechtigten Mitglieder des Verbandsrates werden mit Ausnahme des 

Vorsitzenden der Vollversammlung von der Vollversammlung in einer Blockwahl mit 

Zweidrittelmehrheit ihrer Mitglieder für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Wahl 

erfolgt aufgrund der Vorschlagsliste einer Personalfindungskommission, die von der 

Vollversammlung eingesetzt wird. Aus einer (Erz-)Diözese soll nur ein 

stimmberechtigtes Mitglied in den Verbandsrat berufen werden. Die erste Wahl der 

stimmberechtigten Mitglieder des Verbandsrates erfolgt in Abweichung von Satz 1 für 

die Dauer von drei Jahren (vgl. § 20). 
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(5) Der Verbandsrat wählt seinen Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden mit zwei 

Dritteln der Gesamtzahl seiner stimmberechtigten Mitglieder aus seiner Mitte. Der 

Vorsitzende der Vollversammlung kann weder zum Vorsitzenden des Verbandsrates 

noch zum stellvertretenden Vorsitzenden des Verbandsrates gewählt werden. 

 

(6) Die Mitgliedschaft im Verbandsrat erlischt mit Ablauf der Amtszeit, der Niederlegung 

des Amtes, der Beendigung der dienstlichen Funktion gemäß Abs. 2 b) bis d) in den 

(Erz-)Diözesen oder der Abberufung durch die Vollversammlung. Die Amtszeit des 

Vorsitzenden der Vollversammlung im Verbandsrat endet, wenn er das Amt des 

Vorsitzenden der Vollversammlung nicht mehr wahrnimmt. Für die Abberufung eines 

Mitglieds im Verbandsrat ist eine Zweidrittelmehrheit der Mitglieder der 

Vollversammlung erforderlich. Scheidet ein Mitglied des Verbandsrates während des 

Berufungszeitraums aus, so wählt die Vollversammlung für die restliche Amtszeit des 

ausgeschiedenen Mitglieds auf Vorschlag der Personalfindungskommission mit 

Zweidrittelmehrheit ein Ersatzmitglied. Sind mehrere Ersatzmitglieder gleichzeitig zu 

berufen, so erfolgt die Wahl als Blockwahl.  

 

(7) Die Wiederwahl eines stimmberechtigten Mitglieds des Verbandsrates ist in der Regel 

nur einmal zulässig.  

 

(8) Die Vertretung eines Mitglieds des Verbandsrates ist unzulässig. 

 

(9) Die Vorsitzenden der Bischöflichen Kommissionen der Deutschen Bischofskonferenz 

sowie die Vorsitzenden der Kommissionen des Verbandes der Diözesen Deutschlands 

können bei Angelegenheiten, die ihre jeweilige Kommission betreffen, auf Einladung 

des Vorsitzenden des Verbandsrates beratend an den Sitzungen des Verbandsrates 

teilnehmen. Die Vorsitzenden können sich durch ein anderes Mitglied, den Sekretär 

oder Geschäftsführer der jeweiligen Kommission vertreten lassen.  

 

§ 9 

Aufgaben des Verbandsrates 

 

(1) Die Mitglieder des Verbandsrates nehmen im Verbandsrat nicht die Interessen ihrer 

jeweiligen (Erz-)Diözesen bzw. der sie entsendenden Körperschaft wahr, sondern wirken 

für die Belange und das Gesamtwohl der Kirche in Deutschland.  

 

(2) Der Verbandsrat  

 

a) nimmt die ihm von der Vollversammlung übertragenen Aufgaben wahr, 

b) berät strategische Themen im Aufgabenbereich des Verbandes, 

c) berät den Haushaltsentwurf des Verbandes, 

d) gibt der Vollversammlung Anregungen und unterbreitet ihr Vorschläge, 

e) bereitet Maßnahmen oder Entscheidungen für die Vollversammlung vor und setzt 

die Maßnahmen oder Entscheidungen der Vollversammlung um, 

f) prüft den Jahresabschluss und wählt die Prüfungsgesellschaft aus,  
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g)  gibt den Kommissionen Aufträge und nimmt deren Beratungsergebnisse 

entgegen,  

h) beruft die Mitglieder der Kommissionen des Verbandes, 

i) gewährt außerplanmäßige Zuschüsse bis zu einer Höhe von 500.000 € im 

Einzelfall innerhalb des genehmigten Haushaltsplans, unbeschadet der 

Bestimmung des § 11 Abs. 5, 

j) entscheidet bei der Besetzung aller Gerichte, bei denen der Verband der Diözesen 

Deutschlands mitwirkt,  

k) nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch diese Satzung oder durch die KZVK-

Satzung in Angelegenheiten der kirchlichen Zusatzversorgung zugewiesen sind,  

l) nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch die Revisionsordnung zugewiesen sind.  

 

(3) In Fällen, in denen nach einstimmiger Auffassung der stimmberechtigten Mitglieder 

des Verbandsrates eine rechtzeitige Beschlussfassung der Vollversammlung nicht 

möglich oder in denen eine Befassung der Vollversammlung nicht erforderlich 

erscheint, kann der Verbandsrat Entscheidungen treffen, über die in der nächsten 

Vollversammlung zu berichten ist. Dabei ist der Verbandsrat in jedem Fall an den 

Haushaltsplan gebunden. Außerdem sind alle Angelegenheiten ausgeschlossen, zu 

denen nach § 6 Abs. 2 ein einstimmiger Beschluss erforderlich ist. 

 

§ 10 

Sitzungen des Verbandsrates 

 

(1) Sitzungen des Verbandsrates finden mindestens dreimal im Kalenderjahr statt. Der 

Verbandsrat ist außerdem vom Vorsitzenden einzuberufen, wenn wenigstens ein Drittel 

der stimmberechtigten Mitglieder die Einberufung in Textform unter Angabe von 

Gründen beim Vorsitzenden beantragt. Bei Vorliegen dringender Gründe kann der 

Vorsitzende weitere Sitzungen des Verbandsrates einberufen. 

 

(2) Der Verbandsrat wird vom Vorsitzenden einberufen. Die Einladung, in der Ort und Zeit 

der Sitzung mitgeteilt werden, muss den Mitgliedern spätestens vier Wochen vor dem 

Tag der Sitzung zugehen. Die Tagesordnung, die vom Vorsitzenden aufgestellt wird, 

sowie entsprechende Entscheidungsvorlagen sind den Mitgliedern in der Regel zwei 

Wochen vor Sitzungsbeginn zu übersenden. In dringenden Fällen muss die Einladung 

mit Tagesordnung oder eine Ergänzung der schon übersandten Tagesordnung 

mindestens eine Woche vor Sitzungsbeginn versandt sein. Über das Vorliegen eines 

dringenden Falles entscheidet der Vorsitzende des Verbandsrates. Über 

Tagesordnungspunkte, die den Mitgliedern des Verbandsrates nicht mindestens eine 

Woche vor Sitzungsbeginn zugegangen waren, kann der Verbandsrat nur dann 

Beschluss fassen, wenn kein Mitglied widerspricht. Bei der Berechnung der Frist 

werden der Tag der Absendung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. 

 

(3) Die Sitzungen des Verbandsrates finden in der Regel am Sitz des Verbandes statt.  
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(4) Der Vorsitzende des Verbandsrates leitet die Versammlung, die nicht öffentlich ist. Er 

kann Gäste einladen. Bei Verhinderung des Vorsitzenden übernimmt der 

stellvertretende Vorsitzende dessen Aufgaben. Die Mitglieder des Verbandsrates sowie 

die geladenen Gäste sind verpflichtet, über alle behandelten Themen Verschwiegenheit 

zu wahren.  

 

(5) Der Verbandsrat ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der stimmberechtigten Mitglieder 

des Verbandsrates vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist eine neue Versammlung 

mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen, die binnen zwei Wochen nach Versenden 

der Einladung stattfindet und in jedem Fall beschlussfähig ist.  

 

(6) Der Verbandsrat fasst Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der 

Gesamtzahl seiner stimmberechtigten Mitglieder.  

 

(7) Über die Art der Abstimmungen oder Wahlen entscheidet der Vorsitzende. 

Abstimmung und Wahl müssen jedoch schriftlich erfolgen, wenn ein anwesendes 

stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt.  

 

(8) Schriftführer des Verbandsrates ist der Geschäftsführer des Verbandes, der über den 

wesentlichen Inhalt der Sitzung eine Niederschrift fertigt. Sie muss Tag, Ort, Beginn 

und Ende der Sitzung, die Namen des Vorsitzenden und der anwesenden Mitglieder 

des Verbandsrates enthalten. Sie muss insbesondere die Beschlüsse dokumentieren. 

Soweit Entscheidungen der Vollversammlung vorbereitet werden, bei denen in der 

Vollversammlung Einstimmigkeit erforderlich ist, sind in der Niederschrift diejenigen 

Mitglieder namentlich aufzuführen, die der betreffenden Vorlage nicht zugestimmt 

haben. Die Niederschrift wird vom Vorsitzenden des Verbandsrates und vom 

Geschäftsführer des Verbandes unterzeichnet. 

 

(9) Tagesordnung, Beschlussvorlagen und Protokoll werden allen Mitgliedern des 

Verbandsrates, allen Mitgliedern der Vollversammlung und allen Generalvikaren in 

Textform zugeleitet. Etwaige Einwendungen gegen das Protokoll sind von den 

Mitgliedern des Verbandsrates innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Versand der 

Niederschrift in Textform geltend zu machen. 

 

(10) Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind möglich.  

 

(11) Näheres regelt die Geschäftsordnung.  

 

§ 11 

Geschäftsführer 

 

(1) Geschäftsführer des Verbandes ist der Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz. Sein 

Stellvertreter ist der Leiter der Geschäftsstelle, der von der Vollversammlung für die 

Dauer von fünf Jahren mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder gewählt 

wird. 
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(2) Der Geschäftsführer besorgt die laufenden Geschäfte des Verbandes (Geschäfte der 

laufenden Verwaltung) und die ihm übertragenen Aufgaben. Zu den laufenden 

Geschäften gehören alle Angelegenheiten, die für den Verband sachlich, politisch und 

finanziell nicht von grundsätzlicher Bedeutung sind und die im Regelfall nach 

feststehenden Regeln erledigt werden können, ohne dass die Organe des Verbandes 

gesondert darüber entscheiden müssen. 

 

(3) Der Geschäftsführer trägt die Verantwortung für die Vor- und Nachbereitung der 

Sitzungen der Verbandsgremien. Er koordiniert die Arbeit der Verbandsorgane, 

Kommissionen und Unterkommissionen und erteilt im Einvernehmen mit dem 

jeweiligen Vorsitzenden der Kommissionen oder Unterkommissionen Aufträge. Der 

Geschäftsführer hat das Recht, dem Verbandsrat Themen zur Bearbeitung 

vorzuschlagen.  

 

(4) Soweit die Entscheidung keinem anderen Organ vorbehalten ist, entscheidet der 

Geschäftsführer im Rahmen des genehmigten Haushaltsplanes insbesondere über 

 

a) Auswahl und Anstellung von Mitarbeitern innerhalb des Stellenplans, mit 

Ausnahme der Mitarbeiter in leitender Stellung im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 

Rahmen-MAVO, 

b) den Abschluss von Rechtsgeschäften, 

c) die Vergabe von Mitteln. 

 

(5) Der Geschäftsführer kann Verbindlichkeiten im Rahmen des genehmigten 

Haushaltsplanes eingehen, falls diese im Einzelfall den Wert von 60.000 € nicht 

übersteigen. Über diese Entscheidungen ist in der nächsten Sitzung des Verbandsrates 

zu berichten. 

 

(6) Der Geschäftsführer kann den Leiter der Geschäftsstelle, die Bereichsleiter im 

Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz sowie die Leiter der Dienststellen und 

Einrichtungen bevollmächtigen, für die laufenden Geschäfte ihres  

Geschäftsbereichs im Rahmen des genehmigten Haushaltsplanes Willenserklärungen 

für den Verband abzugeben.  

 

§ 12 

Vertretung des Verbandes 

 

Der Verband wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorsitzenden der  

Vollversammlung, den Vorsitzenden des Verbandsrates oder den Geschäftsführer vertreten. 

Jeder für sich ist alleinvertretungsberechtigt.  
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§ 13 

Kommissionen und Unterkommissionen 

 

(1) Die Vollversammlung kann Kommissionen und Unterkommissionen einrichten, denen 

bestimmte Aufgaben zur dauernden Bearbeitung übertragen werden. Die Mitglieder 

der Kommissionen werden vom Verbandsrat jeweils für die Dauer von fünf Jahren 

berufen. Die Mitglieder der Unterkommissionen werden auf Vorschlag der 

Kommissionen, denen sie zugeordnet sind, vom Geschäftsführer des Verbandes für die 

Dauer von fünf Jahren berufen. Die erste Wahl der Mitglieder der Kommissionen und 

Unterkommissionen erfolgt in Abweichung von Satz 2 und 3 für die Dauer von drei 

Jahren (vgl. § 20). Die erste Wahl der Kommissionsmitglieder erfolgt durch die 

Vollversammlung. 

 

(2) Jede Unterkommission ist einer bestimmten Kommission zugeordnet und ihr 

gegenüber berichtspflichtig.  

 

(3) Die Vorsitzenden der Kommissionen und Unterkommissionen werden von den 

jeweiligen Mitgliedern mit Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte gewählt.  

 

(4) Maßgeblicher Gesichtspunkt bei der Besetzung von Kommissionen und 

Unterkommissionen ist die Eignung und Befähigung in dem jeweiligen Bereich sowie 

die einschlägige Berufserfahrung. Die Mitglieder der Kommissionen, die im  

kirchlichen Dienst stehen, sind von ihren Anstellungsträgern zur ordnungsgemäßen 

Durchführung ihrer Aufgaben im notwendigen Umfang freizustellen. Sie nehmen ihre 

Aufgaben in den Kommissionen und Unterkommissionen des Verbandes im Sinne des 

Gesamtwohls der Kirche in Deutschland wahr.  

 

(5) Die Geschäftsführung der Kommissionen und Unterkommissionen liegt bei der 

Geschäftsstelle des Verbandes.  

 

(6) Die Kommissionen und Unterkommissionen erhalten ihre Aufträge von den Organen 

des Verbandes in Abstimmung mit dem jeweiligen Vorsitzenden der Kommission. Die 

Kommissionen und Unterkommissionen haben das Recht, Themen zur Bearbeitung 

vorzuschlagen. Die Kommissionen übermitteln ihre Anregungen, Beschlüsse und 

Stellungnahmen der Geschäftsstelle des Verbandes, die sie dem Verbandsrat vorlegt. 

Die Unterkommissionen übermitteln ihre Anregungen, Beschlüsse und 

Stellungnahmen der jeweiligen Kommission, der sie zugeordnet sind. Die Kommission 

entscheidet, wie mit den Anregungen, Beschlüssen und Stellungnahmen zu verfahren 

ist.  

 

(7) Bei Bedarf sind einzelne Mitglieder der Kommissionen und Unterkommissionen, deren 

Geschäftsführer oder sonstige geeignete Personen zu den Beratungen der 

Verbandsorgane hinzuzuziehen. Die Entscheidung hierüber trifft im Einzelfall der 

Vorsitzende des Verbandsorgans.  
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(8) Näheres zur Arbeitsweise der Kommissionen und Unterkommissionen ist in der 

„Ordnung über die Arbeitsweise der Kommissionen und Unterkommissionen des 

Verbandes“ geregelt. 

 

§ 14 

Dienststellen und sonstige Einrichtungen des Verbandes 

 

(1) Der Verband ist Rechtsträger von Dienststellen und sonstigen Einrichtungen der 

Deutschen Bischofskonferenz.  

 

(2) Die in der Rechtsträgerschaft des Verbandes stehenden Dienststellen und sonstigen 

Einrichtungen sind im rechtlichen und wirtschaftlichen Bereich an Weisungen der 

Organe des Verbandes gebunden. 

 

§ 15 

Aufsicht über die KZVK 

 

(1) Der Verband hat zur Wahrnehmung der Aufsicht über die KZVK eine Verbandsaufsicht 

errichtet.  

 

(2) Die Verbandsaufsicht nimmt die Rechts-, Fach- und Finanzaufsicht über die KZVK 

gemäß deren Satzung und nach näherer Maßgabe einer von der Vollversammlung 

verabschiedeten „Ordnung über die Einrichtung und Aufgaben einer Verbandsaufsicht“ 

wahr. § 14 Abs. 2 findet insoweit keine Anwendung. Die Verbandsaufsicht erstattet dem 

Verbandsrat regelmäßig Bericht.  

 

(3) In die Verbandsaufsicht können auch Personen berufen werden, die den Organen des 

Verbandes nicht angehören. 

 

(4) Der Verband hat einen KZVK-Ausschuss errichtet. Der KZVK-Ausschuss besteht auf 

Vorschlag des Verbandsrates aus mindestens einem Generalvikar und drei weiteren 

Mitgliedern. Die Mitglieder des KZVK-Ausschusses werden von der Vollversammlung 

mit einer Mehrheit von zwei Dritteln für die Dauer von fünf Jahren berufen. Die 

Mitgliedschaft im KZVK-Ausschuss erlischt durch Ablauf der Amtszeit, die 

Niederlegung des Amtes, die Beendigung der dienstlichen Funktion, die das Mitglied 

zum Zeitpunkt der Berufung inne hatte oder die Abberufung durch die 

Vollversammlung.  

 

(5) Der KZVK-Ausschuss kann zu Einzelfragen weitere Berater, die nicht den Organen des 

Verbandes angehören müssen, hinzuziehen. Den Vorsitz im KZVK-Ausschuss führt der 

Vorsitzende, den die Mitglieder des KZVK-Ausschusses aus ihrer Mitte wählen. Der 

KZVK-Ausschuss erstattet dem Verbandsrat regelmäßig Bericht, der seinerseits etwaige 

Aussprachen in KZVK-Angelegenheiten in der Vollversammlung vorbereitet. 
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(6) Der KZVK-Ausschuss hat in Abstimmung mit dem Verbandsrat die nach näherer 

Maßgabe der Satzung der KZVK und der „Ordnung über die Einrichtung und Aufgaben 

einer Verbandsaufsicht“ festgelegten Maßnahmen und Entscheidungen für die 

Vollversammlung vorzubereiten bzw. Maßnahmen oder Entscheidungen der 

Vollversammlung umzusetzen. Hierzu gehören insbesondere 

 

a) die Vorbereitung und Unterstützung der Berufung bzw. Abberufung der 

Mitglieder der Verbandsaufsicht sowie der Organe der Kirchlichen 

Zusatzversorgungskasse, 

b) der Abschluss, die Änderung und Beendigung der Anstellungsverträge mit den 

Mitgliedern der Verbandsaufsicht, 

c) die Einwilligung zu Nebentätigkeiten und zu anderweitigen Tätigkeiten eines 

hauptamtlichen Mitglieds der Verbandsaufsicht, 

d) die Festlegung der Höhe der Sitzungsgelder und Aufwandsentschädigungen für 

die nicht hauptamtlichen Mitglieder der Verbandsaufsicht sowie für die Organe 

der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse. 

 

(7) Die Verbandsaufsicht wird mit den für eine effektive Aufgabenwahrnehmung 

erforderlichen finanziellen und sachlichen Mitteln ausgestattet. 

 

§ 16 

Haushaltsplan des Verbandes 

 

(1) Alle Erträge und Aufwendungen des Verbandes müssen für jedes Jahr veranschlagt und 

in den Haushaltsplan eingestellt werden. 

 

(2) Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Haushaltsjahres durch die Vollversammlung 

beschlossen. 

 

(3) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

(4) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung über den Haushalt ist von der  

Geschäftsstelle eine dreijährige Haushaltsprognose zu erstellen.  

 

§ 17 

Rechnungslegung 

 

Über die Verwendung aller Verbandserträge legt der Geschäftsführer im folgenden 

Haushaltsjahr der Vollversammlung einen Jahresabschluss vor. 

 

§ 18 

Auflösung 

 

Bei Auflösung des Verbandes entscheidet die Deutsche Bischofskonferenz darüber, wem und 

zu welchem Zweck das Vermögen des Verbandes nach Befriedigung sämtlicher Gläubiger 
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und nach Ausgleich aller Verrechnungskosten zufließen soll. Es dürfen dabei nur kirchliche 

oder gemeinnützige Zwecke berücksichtigt werden. 

 

§ 19 

Öffentliche Bekanntmachungen 

 

Die Satzung des Verbandes wird einschließlich ihrer Änderungen in den Amtsblättern der den 

Verband bildenden (Erz-)Diözesen bekannt gemacht. Die Errichtung des Verbandes, seine 

Satzung, die Namen der Vertretungsberechtigten sowie Text und Form des Siegels sollen in 

den zuständigen staatlichen Verkündigungsorganen bekannt gegeben werden. 

 

§ 20 

Evaluationsklausel 

 

Der Verband wird in drei Jahren nach Inkrafttreten dieser Satzung die Zweckmäßigkeit und 

Wirksamkeit der vorstehenden Regelungen einer Überprüfung unterziehen. Der Verbandsrat 

erstattet der Vollversammlung Bericht und unterbreitet Vorschläge für mögliche Änderungen.  

 

§ 21 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.11.2019 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung vom 

01.12.1976 i.d.F. der letzten Änderung vom 01.01.2017 außer Kraft. 

 

 

Nr. 66 Personalia Priester  

Entpflichtung 

 

Mit Dekret vom 13. Juni 2019 entpflichtete Bischof Ipolt Herrn Pater Łazarz Tomasz 

Żukowski OFM zum 31. August 2019 von seinem Amt als Kaplan (vicarius paroecialis) der 

Pfarrei Heiliger Wenzel Görlitz. 

 

Ernennung 

 

Mit Dekret vom 13. Juni 2019 ernannte Bischof Ipolt Herrn Pater Honorat Andrzej 

Suchodolski OFM zum 1. September 2019 zum Kaplan (vicarius paroecialis) der Pfarrei 

Heiliger Wenzel Görlitz. 

 

 

Nr. 67 Oberinnenwechsel 

Am 4. Februar 2019 erfolgte im Konvent der Borromäerinnen des Malteserstifts St. Adalbert 

in Wittichenau ein Oberinnenwechsel, Schwester M. Aloysia Marschke wurde von ihrem Amt 

entpflichtet. Neue Konventsoberin ist Schwester M. Ingrid Riedel. 
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Nr. 68 Wallfahrt der Priester und Diakone nach Grüssau 

 

Der Priesterrat hat beschlossen, im kommenden Jahr zu einer Wallfahrt für Priester und 

Diakone nach Grüssau einzuladen. Die Wallfahrt soll am 17./18. Juni 2020 stattfinden – mit 

einer Übernachtung. Wir bitten herzlich darum, den Termin vorzumerken. Nähere 

Informationen folgen im kommenden Jahr. 

 

Nr. 69 Anmeldung von Bauvorhaben für das Jahr 2020 

 

Alle dringlichen Bauvorhaben mit einem Kostenaufwand über 5.000,- €, die 2020 vorbereitet 

und begonnen werden sollen, sind beim Bischöflichen Ordinariat Görlitz schriftlich bis zum 

31. Juli 2019 anzumelden. Unabhängig vom Kostenumfang sind alle Baumaßnahmen an 

Sakralbauten anmeldepflichtig. Den Abgabetermin bitten wir zu beachten.  

 

Der Anmeldung sind unbedingt beizufügen: 

- Beschreibung der Baumaßnahme, 

- Geplanter Zeitraum der Baudurchführung, 

- Kostenschätzung des Gesamtbauvorhabens nach DIN 276, 

- Finanzierung mit Aufschlüsselung. 

 

Die Baumaßnahmen, die in den Bauetat 2019 bereits aufgenommen, jedoch noch nicht 

realisiert wurden, werden ohne erneute Anmeldung in den Entwurf des Bauetats 2020 

übernommen. 

 

Alle Pfarreien und kirchlichen Einrichtungen (auch die dem Bischöflichen Ordinariat 

zugeordneten) werden angehalten, wie bisher auch, die erforderlichen Kleinreparaturen und 

notwendigen Instandhaltungsmaßnahmen an kirchlichen Gebäuden und Grundstücken 

kontinuierlich durchzuführen.  

 

Nr. 70 Essener Adventskalender 2019: Friedenszeichen 

 

Der „Essener Adventskalender“ ist ein pastoral und pädagogisch wertvoller Begleiter für die 
Advents- und Weihnachtszeit mit Kindern und gibt vielfältige Anregungen zur Gestaltung der 
Zeit vor und nach Weihnachten. Ein Info-Faltblatt liegt dem Amtsblatt für die Pfarreien und 
Einrichtungen des Bistums bei. 
Bestellungen bis Anfang September 2019 an: 

Bonifatius Buchhandlung    Tel.: 05251/153-142, Fax: 05251/7153-362 
Liboristraße 1      E-Mail: paderborn@bonifatius.de 
33098 Paderborn     www.bonifatius-buchhandlung.de 
       www.essener-adventskalender.de 

 
Dr. Alfred Hoffmann 

Generalvikar  
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